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Einleitung 

Politische Partizipation wird als das Kernelement von Demokratie schlechthin definiert (Dahl 1998; 

Pateman 1970). Zahlreiche internationale Dokumente wie die Rio-Deklaration, die Charta von 

Aalborg oder die Aarhus-Konvention bekräftigen die Notwendigkeit der Einbeziehung der Öffentlich-

keit in politische Entscheidungsprozesse für eine nachhaltige Entwicklung und Umweltpolitik. Zum 

Teil haben diese Vorstellungen mittlerweile auch Eingang in nationale Gesetze und Politikfelder ge-

funden (vgl. Abter et al. 2005, 13). Ohne Einbindung der Bevölkerung in den politischen Prozess 

mangelt es einer Demokratie an Legitimität und treibender Kraft (Dalton 1999). Daher wird das Aus-

maß politischer Partizipation (PP) häufig als Gradmesser von Demokratie(-qualität) herangezogen 

und in mehr PP die Lösung für die vielfach konstatierte Krise der Demokratie gesehen (vgl. Schäfer 

2011; Parkinson 2006; Smith 2009; Stoker 2006; Silver/Scott/Kazepov 2010).  

Dieses Paper enthält neben einer Definition von PP eine Beschreibung der zentralen Problemlagen 

rund um die Input-Legitimität von PP und setzt diese in Zusammenhang mit Demokratiequalität. Es 

wird das Ausmaß der politischen Integration untersucht und beschrieben, wer sich in Europa an wel-

chen Formen der PP beteiligen kann bzw. wer ausgeschlossen ist. Zudem werden Parameter ange-

führt, die eine Beteiligung an PP-Prozessen fördern bzw. behindern, Faktoren individueller Partizipa-

tionsbereitschaft werden mit Frustrationseffekten und dem Phänomen der Politikverdrossenheit in 

Zusammenhang gebracht sowie Modelle und Beispiele der PP beschrieben. Abschließend führen wir 

offene Fragen an. 

Definition 

Was ist konkret unter PP zu verstehen? In der politikwissenschaftlichen Literatur ist seit Ende der 

1970er Jahre eine kontinuierliche Ausweitung der Definition von PP zu beobachten. Wurde darunter 

zunächst nur die Teilnahme an institutionalisierten Beteiligungsformen wie Wahlen sowie die Mit-

gliedschaft und Arbeit in politischen Parteien gefasst, verbreiterte das Entstehen der Neuen Sozialen 

Bewegungen den Begriff der PP. So identifiziert etwa Van Deth (2001) über 70 Aktivitäten, die in 

mindestens einer internationalen Studie als Form der PP angeführt wurden. Die Bandbreite reicht 

vom Wahlverhalten über die Kontaktaufnahme mit Politiker*innen bis zu illegalen Protestaktivitäten. 

Ausgehend von dieser Analyse unterscheidet Van Deth (ebd.) fünf Typen von PP: 

1) Beteiligung an Wahlen und Volksabstimmungen 

2) Beteiligung an Kampagnen 

3) Kontaktaufnahme mit Politiker*innen und Entscheidungsträger*innen  

4) Protestaktionen und Neue Soziale Bewegungen 

5) ehrenamtliches Engagement 
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Insbesondere der Typus „ehrenamtliches Engagement“ verweist darauf, dass einige Studien PP in 

Richtung aktiver Citizenship ausweiten, was allerdings von zahlreichen Wissenschaftler*innen als 

überzogen kritisiert wird (vgl. Van Deth 2001; Silver/Scott/Kazepov 2010; Kersting 2013; Eybl 2009). 

Wir sehen ebenfalls die Notwendigkeit einer Abgrenzung zum ehrenamtlichen bzw. „bürgerschaftli-

chen Engagement“ als Form einer „gemeinwohlorientierten Selbsthilfe“ (Kersting 2013, 1) und von 

„individualpsychologischen Motivationen wie dem Bedürfnis nach Selbstbestimmung und Selbstver-

wirklichung“ (Eybl 2009, 15), weil ansonsten wesentliche Aspekte der PP (z. B. Output-Legitimität) 

empirisch nicht fassbar sind. Dies soll nicht heißen, dass etwa ehrenamtliche Tätigkeit in der Flücht-

lingshilfe oder in der Altenbetreuung keinen entscheidenden Beitrag zur Gemeinschaft leistet und 

möglicherweise zu gesellschaftspolitischen Veränderungen führt. Im Gegenteil: Derartiges Engage-

ment repräsentiert ein Verständnis für die Notwendigkeit des individuellen Beitrags für das Gemein-

wohl, sie zeugt von einem Verantwortungsgefühl für die Ausgestaltung unserer Gesellschaft, indem 

Aufgaben übernommen werden, die der Staat nicht leistet, nicht leisten will oder nicht leisten kann. 

Ehrenamtliche Tätigkeit signalisiert ein Verständnis von Kommunitarismus und dennoch muss sie 

nicht politisch motiviert sein. Sie zielt nicht unmittelbar auf die Beeinflussung von Politik, weshalb wir 

Freiwilligenarbeit nicht unter PP subsumieren. 

Im Allgemeinen orientieren sich Kategorisierungen der PP am Grad der Formalisierung und instituti-

onellen Legitimierung, daher differenziert die wissenschaftliche Literatur entlang unterschiedlicher 

Kriterien zwischen formeller und informeller Partizipation, direkter und indirekter Partizipation, kon-

ventioneller und unkonventioneller Partizipation (vgl. Kersting 2013; Silver/Scott/Kazepov 2010; De 

Nève/Olteanu 2013a). In Bezug auf unkonventionelle Partizipationsformen ist ihr (il-)legaler Charak-

ter ein weiteres Kriterium, das zu Unterscheidungen zwischen legaler und illegaler, legitimer und 

illegitimer Partizipation führt. Eine weitere Kategorisierung unterscheidet zwischen Bottom-up- (von 

Bürger*innen ausgehend) und Top-down-Beteiligung (von repräsentativen Organen induziert) (Ro-

senberger/Stadlmair 2014). 

Nach Brady inkludieren fast alle Definitionen von PP vier grundlegende Elemente: Aktivitäten bzw. 

Aktionen; „gewöhnliche“ Bürger*innen als Träger*innen; Politik als Bezugsebene und der Wunsch 

nach Einflussnahme (Brady 1999, 737). Eine immer noch gültige Definition haben etwa Verba und Nie 

vorgelegt. Sie verstehen PP als „activities by private citizens that are more or less directly aimed at 

influencing the selection of governmental personnel and/or the actions they take“ (Verba/Nie 

1987, 2). Obwohl diese Definition noch einigen Interpretationsspielraum offen lässt, wird damit den-

noch festgelegt, was nicht als PP betrachtet wird: 

1) Politische Einstellungen und politisches Interesse aufgrund der Eingrenzung auf Aktivitäten/ 

Aktionen 

2) Handlungen der politischen Elite 

3) Handlungen, die nicht auf die Beeinflussung von Politik zielen 



3 

 

4) Handlungen, die zwar im Nahbereich von politischer Aktivität sind (z. B. Zeitung lesen, politi-

sche Fernsehsendungen konsumieren), die aber keine Versuche der Beeinflussung von Politik 

darstellen 

Gerade die Trennung zwischen „private citizens“ und „politischer Elite“ ist für das Nachdenken über 

PP folgenreich: Während die Parteimitgliedschaft noch als eine Form der PP betrachtet werden kann, 

gehört das Ausüben einer politischen Funktion nicht mehr in den Bereich der PP, sondern in den Be-

reich der professionellen Politik. Doch ist diese Unterscheidung in der Praxis haltbar? Wo oder wann 

hört ein/e Politiker*in auf, Bürger*in zu sein? Ist ein Dualismus denkbar? Ein Beispiel: Eine Gemein-

derätin der Gemeinde/Stadt XY gehört im Kontext dieser Stadt zur politischen Elite, wohl aber nicht 

mehr auf nationaler Ebene. Auf nationaler Ebene wird sie als Gemeindepolitikerin deutlich weniger 

bis keine Einfluss- und Gestaltungsmöglichkeiten haben. Das heißt, wer zur politischen Elite gezählt 

wird, ist letztendlich auch determiniert vom Pouvoir, das mit der politischen Funktion verbunden ist: 

Aktivitäten zur Beeinflussung von Politik, die Politiker*innen im Rahmen ihrer politischen Funktion 

setzen, werden nicht zur PP gezählt, was PP außerhalb dieser Funktion (als „private citizens“) nicht 

ausschließt.1  

Auch das Zusammendenken von PP im Sinne eines zivilgesellschaftlichen politischen Engagements 

und Parteipolitik wirft in Bezug auf PP einige interessante Fragen auf. Wie kann die Zusammenarbeit 

von Regierung/Parlament und Zivilgesellschaft funktionieren (sowohl top down als auch bottom up)? 

Welche Angebote bezüglich PP kann eine Regierung (ob auf Ebene der Gemeinde, des Landes oder 

Bundes) für Bürger*innen setzen, ohne zivilgesellschaftliches Engagement parteipolitisch zu verein-

nahmen? Wie muss (die Ermöglichung von) PP gestaltet sein, damit sie nicht lediglich ein Feigenblatt 

für Politikgestaltung ist und die in PP gesetzten Erwartungen, wie bspw. das Vertrauen in demokrati-

sche Institutionen zu stärken und zu konstruktiven und tragbaren Entscheidungen zu kommen, tat-

sächlich erfüllen kann? 

Problemlagen rund um die Input-Legitimität von PP 

Wie eingangs bereits angeklungen, sind mit PP normative Erwartungen verbunden. So erwartet man 

von der Zunahme von PP vor allem eine höhere demokratische Legitimation und die Beseitigung von 

Demokratiedefiziten (Kroeze 2015). Konventionelle Partizipationsformen, wie Wahlen, Volksabstim-

mungen und -befragungen, schließen Bevölkerungsgruppen etwa aufgrund ihrer Staatsbürgerschaft 

per Gesetz aus. Unkonventionelle politische Partizipationsformen hingegen erlauben es Auslän-

der*innen, sich an Versuchen der Beeinflussung von Politik zu beteiligen. Neben dem gesetzlichen 

Ausschluss von PP reduzieren auch gesellschaftliche Hierarchien Beteiligungsmöglichkeiten am 

                                                           
1
 Hinsichtlich der Quantifizierung/Messung der Input-Legitimation von PP ist die Frage, ob nun Angehörige der 

politischen Elite als Akteur*innen einbezogen werden sollen oder nicht, alleine aufgrund ihrer geringen Anzahl 
nebensächlich. 
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politischen Prozess (Lebuhn 2013, 239f.; De Nève/Olteanu 2013b). Feministische Wissenschaft-

ler*innen weisen in diesem Zusammenhang vor allem auf die geschlechtsspezifische Arbeitsteilung in 

unserer Gesellschaft hin, die nach wie vor den Zugang von Frauen zu politischen, ökonomischen und 

sozialen Rechten einschränkt (vgl. Siim 2013; Lister 2006; Oleksy et al. 2018). Daraus ergibt sich die 

Frage nach der „Input-Legitimität“: Hinter den normativen Erwartungen an PP steckt die unhinter-

fragte Annahme, dass PP per se progressiv, egalitär und inklusiv sei, wie Silver/Scott/Kazepov (2010) 

herausarbeiteten.  

Implizit wird ebenfalls davon ausgegangen, dass ein Mehr an PP auch zu einer höheren „Output-

Legitimität“ führt. Unter Output-Legitimität versteht man die Umsetzung der Ziele von PP(-

Projekten) durch die politische Elite (die Regierung, die Gemeindeverwaltung, Interessenvertretun-

gen etc.), wenn sich also Gefordertes in der Gesetzgebung, in Personalentscheidungen, im Budget, in 

Abstimmungsmodalitäten und Ähnlichem mehr niederschlägt. Kurzum, es geht darum, ob bzw. in-

wiefern die an einer Aktion Beteiligten ihren Interessen Geltung verschaffen konnten, also um die 

Effektivität von PP. Man kann annehmen, dass mit einer erfolgreichen Durchsetzung auch die Legiti-

mität höher eingestuft wird und umgekehrt, dass ein Scheitern mit einer stärkeren Anzweifelung der 

demokratischen Legitimität einhergeht.  

Demokratie wird gerne als Herrschaft des Volkes, ausgeübt durch das Volk und für das Volk, defi-

niert. Diese auf Abraham Lincoln zurückgehende Formel führt, wie Dieter Segert (2016, 89) in Anleh-

nung an Giovanni Sartori (1997) schreibt, zu mehr Fragen als Antworten. Unklar bleibt, welche Form 

der Demokratie gemeint ist (z. B. repräsentative oder direkte Demokratie), ebenso, wer das Volk 

konstituiert. In der Demokratieforschung wurden Parameter festgelegt, wann eine Wahl als wesentli-

ches Element einer politischen Ordnung als demokratisch angesehen wird. „Alle BürgerInnen müssen 

die uneingeschränkte Möglichkeit haben, ihre eigenen politischen Präferenzen zu formulieren, diese 

anderen mitzuteilen und eine geprüfte gleiche Beteiligung am Entscheidungsprozess über die Einrich-

tung der politischen Autorität haben.“ (Segert 2016, 91) Politische Partizipation ist also unter ande-

rem wesentlicher Bestandteil der Definition von Demokratie. Das demokratische Prinzip setzt die 

politische Gleichheit und aktive Teilhabe der Bürger*innen voraus (vgl. ebd., 94).  

Kritisiert wird an den derzeit am stärksten verbreiteten Ausprägungen von Demokratie, dass die Mit-

gestaltungsmöglichkeiten sich vielfach auf die Beteiligung an Wahlen beschränken und in Zeiten ho-

her Mobilität zunehmend mehr Bevölkerungsgruppen vom demokratischen Prozess ausgeschlossen 

sind, und dies der Input-Dimension der Legitimität eines politischen Systems entgegensteht (vgl. 

Bauböck 2010). Konzeptionen einer partizipativen Demokratie sollen dieses Manko beseitigen. In der 

sukzessiven Einbindung von immer mehr bislang ausgeschlossenen Gruppen in politische Gestal-

tungs- und Entscheidungsprozesse wird – so die Erwartung – ein probates Mittel zur Erhöhung der 

Legitimität und zur Beseitigung der konstatierten Krise der Demokratie und des mangelnden Ver-

trauens in die Politik gesehen (vgl. Schäfer 2011, 53). An partizipativen Demokratiekonzeptionen wird 

wiederum deren „Überschätzung von Bürgerkompetenzen“ (Segert 2016, 103) kritisiert. Der „norma-

le“ Mensch sei schlichtweg von der Komplexität mancher gesellschaftlicher Probleme und politischer 
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Entscheidungen überfordert. Segert hält diesen Kritiker*innen entgegen, dass sie „die Möglichkeit 

der Herausbildung neuer Kompetenzen und Interessen gerade im Prozess der Partizipation“ (Segert 

2016, 103) nicht sehen/berücksichtigen. So hat etwa Ank Michels (2011) in einer großen Vergleichs-

studie nachgewiesen, dass in westlichen Demokratien innovative Formen von PP positive Effekte in 

Hinblick auf Wissen um und Fähigkeiten der Beteiligung zeitigen. Allerdings seien die konkreten 

Auswirkungen vom jeweiligen Partizipationsprozess und den angewandten Instrumenten abhängig 

(vgl. hierzu auch Lundell 2014). Ob PP zu einem Vertrauensaufbau der Bevölkerung in die Politik führt 

oder zu Frustrationseffekten, dürfte ebenfalls vom konkreten Prozedere der Beteiligungsprojekte, 

von der Transparenz und letztlich natürlich vom Output, also den Folgen der PP abhängen. 

Mehrere Studien sprechen von einer stetig größer werdenden Kluft – sowohl bei formellen als auch 

bei informellen Formen – zwischen sozialen Gruppen hinsichtlich ihrer PP (vgl. Armingeon/Schädel 

2015; Filetti 2016; Solt 2015; Kurer et al. 2018). Soziale Ungleichheit determiniert demnach maßgeb-

lich die Teilhabe an Politik. Dies ist ein kritischer Befund, weil sich damit die gewählten Repräsen-

tant*innen immer weniger mit der Gruppe der Regierten überschneiden. Europaweit festzustellende 

sinkende Wahlbeteiligung und der formale Ausschluss bestimmter Bevölkerungsgruppen schwächen 

daher auch die Input-Legitimität eines politischen Systems. Gleichwohl kann argumentiert werden, 

dass die freie Entscheidung des Einzelnen ob einer politischen Beteiligung im Wesen eines demokra-

tischen Systems liegt. Wenn die Wahlbeteiligung über soziale Gruppen hinweg etwa gleich hoch wä-

re, wäre dies kein demokratisches Problem. Sobald die PP in den verschiedenen Bevölkerungsschich-

ten ungleich ausgeprägt ist, ist eine ungleiche politische Integration gegeben. 

Aus diesem kurzen Abriss über den Zusammenhang von Demokratiequalität und Input-Legitimität 

ergeben sich drei wesentliche Themenbereiche/Fragenkomplexe, die im Folgenden kurz umrissen 

werden sollen:  

 Politische Integration 

 Individuelle Partizipationsbereitschaft versus Politikverdrossenheit 

 Modelle partizipativer Demokratie  

Politische Integration 

Als einfacher Indikator für das Ausmaß der politischen Integration kann die Beteiligung an formellen, 

institutionalisierten Partizipationsformen (z. B. nationale und supranationale Wahlen, Volksbefra-

gungen und -abstimmungen) sowie an weniger formalisierten politischen Aktivitäten (z. B. Teilnahme 

an Demonstrationen, Unterzeichnen von Petitionen) gelten. Um die Input-Legitimität tatsächlich 

bewerten zu können, ist Folgendes zu analysieren:  

 Wer beteiligt sich an welchen Formen der PP?  

Es gibt umfangreiche Forschungen zur Beteiligung an institutionalisierten politischen Partizipations-

formen. Sie alle konstatieren sinkende Wahlbeteiligung auf allen politischen Ebenen, einen Rückgang 
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des Engagements in politischen Parteien und der Gewerkschaft (vgl. bspw. Armingeon/Schädel 2015; 

Ergebnisse European Election Studies2). Global gesehen weist jedoch der Economist Intelligence Unit 

Democracy Index (EIUDI) einen Anstieg sowohl formeller als auch informeller PP in fast jeder Weltre-

gion aus (EIU 2019, 2). Ebenso haben bereits einige Studien die zunehmende Bedeutung informeller 

PP-Formen herausgearbeitet (vgl. Hernández/Ares 2016; Hooghe/Oser 2015; Kiisel et al. 2015; Nový 

2014; Solt 2015; Saunders 2014). Bezogen auf Jugendliche wurde vor allem die Rolle des Internets in 

der PP erforscht (Soßdorf 2016).   

 Welche kontextuellen/strukturellen Parameter fördern bzw. behindern PP?  

Zahlreiche wissenschaftliche Untersuchungen beschäftigen sich mit den Ursachen für das Faktum der 

abnehmenden Attraktivität konventioneller PP. Hierbei steht zum einen der rechtliche Ausschluss 

von Zugewanderten und damit Fragen des Staatsbürgerschafts- und Wahlrechts im Vordergrund (vgl. 

Bauböck 2010; Dimitrov 2012; Fauser 2008; FRA 2017; Profanter 2016), zum anderen werden die 

Ursachen für die Entfremdung von der Politik/ politischen Elite mit fortschreitender Individualisie-

rung (vgl. Armingeon/Schädel 2014) und dem Verlust der Problemlösungskompetenz von Regierun-

gen in einer globalisierten Welt, in der nationalstaatliche Regelungskompetenz und die Macht inter-

nationaler Konzerne auseinanderklaffen, in Zusammenhang gebracht (vgl. Benhabib 2000, 179; Ba-

ringhorst 2016, 43). 

Nicht nur die formale (gesetzliche) Exklusion ist ein Problem für den politischen Prozess. Eine Reihe 

von Faktoren und Umständen können die Möglichkeit der PP einschränken (vgl. Förster/Kaukal 2016; 

Lebuhn 2013). Relativ einhellig sind die Forschungsergebnisse hinsichtlich des Einflusses sozialer Un-

gleichheitsfaktoren auf PP. Der Großteil der Studien stellt einen Zusammenhang von Einkommenssi-

tuation, Bildungsstand, Geschlecht, Alter, Sprache, Migrationshintergrund, (Dis)ability und (Ausmaß 

der) PP fest (vgl. Armingeon/Schädel 2015; Böhnke/Dathe 2010; De Nève/Olteanu 2013; Eigen-

mann/Geisen/Studer 2016; Filetti 2016; FRA 2014, 2017; Kittilson 2016; Lister 2006; Oleksy et al. 

2008; Ritter/Solt 2019). Es sind dies Faktoren, die Macht und Hierarchien in unserer Gesellschaft 

determinieren. Siim sieht in diesem Machtgefälle eine der wesentlichen Herausforderungen für Citi-

zenship-Forschung „to study the dynamic relations between citizens‘ inclusionary claims and its 

exclusionary force“ (Siim 2013, 762). 

Neben den rechtlichen und sozialen Faktoren beschäftigen sich einige wenige Studien mit auf der 

systemischen Meta-Ebene angesiedelten Einflüssen auf PP-Chancen und stellen dabei einen Zusam-

menhang mit dem politischen Klima in einem Land (vgl. Just/Anderson 2014, Profanter 2016), dem 

Wahlsystem, dem Zentralisierungsgrad (vgl. Arndt 2015), dem Wohlfahrtssystem (vgl. Harrebye/ 

Ejrnæ 2015) und anderen auf der System-Ebene liegenden Faktoren her.  

                                                           
2
 https://www.gesis.org/en/services/data-analysis/international-survey-programs/european-election-studies/ 

[Zugriff: 29.5.2019] 

https://www.gesis.org/en/services/data-analysis/international-survey-programs/european-election-studies/
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Individuelle Partizipationsbereitschaft vs. Politikverdrossenheit  

Die individuelle Partizipationsbereitschaft hängt von einer Vielzahl an Faktoren ab. Soßdorf (2016, 

63) nennt folgende Einflussfaktoren für PP: 

- „sozioökonomische Faktoren (Einkommen, Status, Bildung) 

- sozio-demografische Faktoren (Alter, Geschlecht) 

- kommunikative Faktoren (verbale und mediale Kompetenzen) 

- politisches Interesse 

- politisches Wissen 

- soziale Vernetzung 

- Lokalität und Lebensraumnähe 

- Betroffenheit (unmittelbare/vermittelte Betroffenheit der eigenen Werte) 

- Selbstwirksamkeit und Anerkennung 

- neue Erfahrungshorizonte (Gestaltungs- und Identitätsmotive) 

- Transparenz (offene und ernstgemeinte Kommunikation)“ 

Politische Partizipation wird einerseits als Antwort auf die Politik- im Sinne von Parteiverdrossenheit 

betrachtet, andererseits stellt Politikverdrossenheit selbstredend ein Hindernis für PP dar. Dennoch 

gilt die politisch-administrative Forcierung von Bürger*innenbeteiligungsformen als Versuch, Gesell-

schaft wieder näher an die politischen Eliten heranzubringen, Gesellschaft also wieder mit Politik zu 

verkoppeln (Rosenberger/Stadlmair 2014, 476). Top-down-Instrumente für PP können in diesem 

Sinne als Antwort auf Frustrationseffekte repräsentativer Demokratie gefasst werden.  

Studien zeigen vor allem für die Jugend starke Politikverdrossenheit. Bei Verschiebung des Blickwin-

kels lässt sich jedoch primär eine Partei- und (institutionelle) Politikverdrossenheit und kein generel-

les Desinteresse an Politik feststellen (Albert et al. 2015; Soßdorf 2016, 35ff.), was nahelegt, dass 

Jugendliche durchaus für PP zu motivieren sind, sofern die Möglichkeiten und moderne (z. B. digitale) 

Instrumente zur Verfügung stehen (O’Carroll et al. 2010). 

Erklärt werden die Frustrationseffekte mit sozialen und ökonomischen Veränderungen im Gefolge 

der Globalisierung; insbesondere gefestigte Demokratien gelten dabei als „anfällig“ (Freedom House 

2019, 4).3 Doch die wissenschaftlichen Befunde sind nicht so eindeutig und teils auch widersprüch-

lich. Liisa Talving (2018) fand mit der Analyse der Daten der European Election Studies (EES) zwischen 

1989 und 2014 heraus, dass die Beziehung zwischen der (inter-)nationalen wirtschaftlichen Situation 

und dem Wahlverhalten relativ stabil blieb. Der Österreichische Demokratie Monitor 2018 (SORA 

20184) belegt aktuell eine mehrheitliche Unzufriedenheit mit dem österreichischen politischen Sys-

                                                           
3
 “Consolidated democracies slip: Social and economic changes related to globalization have contributed to a 

crisis of confidence in the political systems of long-standing democracies. The democratic erosion seen among 
Free countries is concentrated in consolidated democracies—those that were rated Free from 1985 through 
2005, the 20-year period before the 13-year decline. The average freedom score for consolidated democracies 
has declined every year for the last 11 years.” (Freedom House 2019, 4) 
4
 https://www.sora.at/nc/news-presse/news/news-einzelansicht/news/wie-steht-es-um-die-demokratie-in-

oesterreich-885.html [Zugriff: 29.5.2019] 

https://www.sora.at/nc/news-presse/news/news-einzelansicht/news/wie-steht-es-um-die-demokratie-in-oesterreich-885.html
https://www.sora.at/nc/news-presse/news/news-einzelansicht/news/wie-steht-es-um-die-demokratie-in-oesterreich-885.html
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tem bei Menschen mit schlechten Arbeitsmarktchancen, in prekären Beschäftigungen oder mit ge-

ringem Einkommen. Auch die Zukunftssorgen der Mittelschicht beeinflussen die Zufriedenheit mit 

dem Funktionieren der Demokratie negativ. Angemerkt werden muss jedoch, dass Demokratie- und 

Politikverdrossenheit nicht gleichzusetzen sind, wenn sie auch in engem Zusammenhang stehen 

(können). 

Der aktuellste EIUDI zeigt klar Verbesserungen in der politischen Beteiligung, welche umso bemer-

kenswerter sind, da sich – wie sich an den meisten Kategorien des Indexes ablesen lässt – das Ver-

trauen in Demokratie deutlich verschlechterte (EIU 2019, 4). “In fact, in 2018 the score for percep-

tions of democracy suffered its biggest fall in the index since 2010. At the same time, civil liberties 

that form the bedrock of democratic values are continuing to be eroded.” (EIU 2019, 5)5 Die Econo-

mist Intelligence Unit (EIU 2019, 3) spricht in diesem Sinne von einer Desillusionierung gegenüber 

formellen politischen Institutionen, nicht aber von einer emotionalen Loslösung von Demokratie, im 

Gegenteil seien Bürger*innen sogar zum Handeln angeregt worden. Auf globaler Ebene haben sich 

beispielsweise die Wahlbeteiligung und die Mitgliedschaft in politischen Parteien dem Trend der 

letzten Jahre widersetzt und seit 2018 wieder zugenommen (ebd.). Außerdem stieg das Interesse an 

Politik und auch die Bereitschaft, an legalen Demonstrationen teilzunehmen (ebd.). Die größten Fort-

schritte wurden dabei bei der PP von Frauen festgestellt. 

                                                           
5
 Kein anderer Score hatte sich derart verschlechtert wie die Meinungsfreiheit (durch Einschränkung der Medi-

en). Hierbei wird eine Verschlechterung in Westeuropa insbesondere in den Ländern Italien und Österreich 
angemerkt. Als Beispiele für die Verschlechterung in Österreich wird angeführt, dass mit der FPÖ eine Anti-
Migrationspartei nun in der Regierung sitzt, die Ausweisung von 40 Imamen sowie die Versuche der Einschrän-
kung und politischen Beeinflussung der Medien (vgl. EIU 2019, 13f.). Der durchschnittliche Demokratie-Index-
Wert verschlechterte sich für Österreich von 8,69 im Jahr 2006 auf 8,29 in 2018 (vgl. EIU 2019, 41) Zu ähnlichen 
Ergebnissen gelangt auch Freedom House (FH). Lt. FH gingen die zivilen und politischen Freiheiten in 68 Län-
dern zurück, darunter befindet sich auch Österreich und weitere EU-Staaten wie Portugal, UK, CR, Slowakei, 
Kroatien, Polen, Rumänien und Ungarn. Verbesserungen werden für Irland, Belgien, Slowenien und Griechen-
land konstatiert. (vgl. Freedom House 2019, 7–16) 
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Schaubild 1: Evolution of democracy by category 

 

Quelle: EIU 2019, 4 

Vor dem Hintergrund der Desillusionierung in Bezug auf die realisierte Demokratie in der Praxis und 

der Verringerung der bürgerlichen Freiheiten ist der Anstieg der politischen Partizipation besonders 

bemerkenswert. Wie Schaubild 1 zeigt, hindert eine klare Ernüchterung gegenüber formellen demo-

kratischen Institutionen die Bevölkerung nicht daran, politisch aktiv zu werden. Die Verschlechterung 

des Funktionierens der Regierung und der politischen Kultur dürfte tatsächlich dazu beitragen, die 

politische Partizipation in der ganzen Welt zu steigern, so die Ergebnisse von The Economist Intelli-

gence Unit (EIU 2019, 5). Die Zunahme der politischen Beteiligung im Jahr 2018 ist nach dem jüngs-

ten Rückgang für eine Stabilisierung des EIU-Democracy-Index verantwortlich. Eine verstärkte politi-

sche Partizipation allein reicht den Autor*innen zufolge jedoch nicht aus, um die „Demokratie-

Rezession“ umzukehren. Was als Nächstes geschieht, hängt davon ab, wie PP Governance, politische 

Kultur und bürgerliche Freiheiten beeinflusst. In all diesen Bereichen gibt es große Fragen hinsichtlich 

der zukünftigen Entwicklung, zumal das Engagement, die Wahlbeteiligung und der Aktivismus in vie-

len Ländern der Welt im Namen von Anti-Establishment-Parteien und Politiker*innen stattfanden, 

die die politischen Systeme und die Praxis in Hinblick auf Demokratie stark verändern könnten (EIU 

2019, 5). 

Das komplexe Verhältnis zwischen PP und Politikverdrossenheit lässt sich abschließend um folgenden 

Aspekt erweitern: Starke-Mann- bzw. Führer-Politik und Identitätspolitik haben einerseits zur Desillu-

sionierung beigetragen, andererseits diese besonders gut für sich nutzen können. Umgekehrt könn-

ten Transparenz, Korruptionsbekämpfung und die Stärkung demokratischer Institutionen das Ver-

trauen in Demokratie möglicherweise wieder stärken, insbesondere wenn sie von zivilgesellschaftli-

chem Engagement begleitet werden und damit dessen Wirksamkeit zeigen.  
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Modelle partizipativer Demokratie 

Die Diskussion um den Ausbau von  PP steht im Spannungsfeld direkter Demokratie – repräsentativer 

Demokratie – deliberativer/dialogischer6 Demokratie. Ohne hier auf die einzelnen internationalen 

Dokumente zur Förderung von PP eingehen zu können, ist doch festzuhalten, dass sowohl auf Ebene 

der EU als auch in den einzelnen Mitgliedstaaten Maßnahmen gesetzt und Instrumentarien erarbei-

tet/erprobt wurden, um die Bürger*innen mehr in den politischen Prozess einzubinden. In allen EU-

Ländern ist das demokratische System auf drei Säulen der Beteiligung aufgebaut: Die stärkste Säule 

ist die repräsentative Beteiligung, während die direkt-demokratische und dialogorientierte Partizipa-

tion meist weitaus weniger stark ausgebaut ist (vgl. Allianz Vielfältige Demokratie7 2018). Das unten 

stehende Schaubild 2 „Vielfältige Demokratie“ illustriert diese Säulen der Demokratie und verweist 

darauf, dass sie einander ergänzen.  

Schaubild 2: Vielfältige Demokratie 

 

Quelle: Allianz Vielfältige Demokratie 2018, 6 

                                                           
6
 Insbesondere in der praxisorientierten Literatur zu PP werden gerne die Begriffe „dialogisch“ und „dialogori-

entiert“ anstatt des politikwissenschaftlichen Terminus „deliberativ“ verwendet. Wie der Begriff gefasst wird, 
wird später genauer erläutert. Im Folgenden werden die beiden Begriffe synonym verwendet. 
7
 Laut Selbstbeschreibung ist „Die „Allianz Vielfältige Demokratie“ […] ein Netzwerk aus 120 Vordenkern und 

Praktikern aus Verwaltung, Politik und Zivilgesellschaft. Sie wurde von der Bertelsmann Stiftung initiiert und am 
1. Oktober 2015 gegründet. Die Allianz will die Bürgerbeteiligung stärken und einen Beitrag zu einem konstruk-
tiven Zusammenwirken von dialogischer, direkter und repräsentativer Beteiligung leisten. Sie setzt sich für eine 
inklusive und breite Beteiligung aller Bevölkerungsgruppen ein, um der sozialen Spaltung unserer Demokratie 
entgegenzuwirken.“ (Allianz Vielfältige Demokratie 2018) 



11 

 

Dabei unterscheiden sich diese drei Säulen hinsichtlich der Rollen der Bürger*innen, des Rechtsrah-

mens und der Modi der Beteiligung (vgl. Schaubild 3 „Funktionslogiken“). Dieses Schaubild verdeut-

licht unmittelbar die weitaus größeren Übereinstimmungen von direkt-demokratischen und reprä-

sentativen Beteiligungsformen. Die größten Unterschiede zwischen repräsentativen und direkt-

demokratischen Beteiligungsformen auf der einen und dialogorientierten auf der anderen Seite be-

stehen im Grad der Formalisierung, im Ausmaß der Beteiligungsmöglichkeit der Bürger*innen, in der 

Entscheidungsgewalt und Rechtsverbindlichkeit. Formen, Ablauf und Ziele deliberativer Partizipation 

sind dabei variabel, die Anzahl der Akteur*innen ist beschränkt, die Bürger*innen beteiligen sich am 

Diskussionsprozess und haben so Einfluss auf die Ausgestaltung. Dialogorientierte Beteiligungsfor-

men sind jedoch rechtlich nicht bindend, es sei denn, sie werden mit direkt-demokratischen Mitteln 

verknüpft (vgl. Allianz Vielfältige Demokratie 2018, 10–13). Die Allianz Vielfältige Demokratie sieht 

die großen Vorteile in einer dialogorientierten Beteiligung, dass sie „das gegenseitige Verständnis 

und Vertrauen zwischen Politik, Verwaltung und Zivilgesellschaft [fördert]“ (ebd., 13), wenngleich die 

Handlungsmotive und -muster von Politik, Verwaltung und Zivilgesellschaft sehr unterschiedlich aus-

geprägt sind und sich nur in wenigen Punkten überschneiden.  

Schaubild 3: Funktionslogiken demokratischer Beteiligung 

 

Quelle: Allianz Vielfältige Demokratie 2018, 11 
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Wie bereits angedeutet, sind die Formen dialogischer Beteiligung vielfältig und können dementspre-

chend nach dem Ausmaß der Einbindung differenziert werden. Wie weitreichend die Beteiligungs-

möglichkeiten und -rechte sind, hängt u. a. von der Art des Verfahrens der gewählten Methode ab 

(vgl. Abter et al. 2005, 9). Die Autor*innen unterschieden drei Intensitätsstufen der Partizipation: 

Information, Konsultation und Mitbestimmung.8 Schließlich zeigen deliberative Partizipationsformen 

eine große Offenheit in Hinblick auf den Kreis der eingebundenen Akteur*innen. Dies können Bür-

ger*innen als Einzelpersonen sein, Bürger*inneninitiativen, aber auch eine organisierte Öffentlichkeit 

(z. B. NGOs, Vereine, Interessenvertretungen). Abhängig davon spricht man von Bür-

ger*innenbeteiligung oder Öffentlichkeitsbeteiligung, wie das folgende Schaubild illustriert. 

Schaubild 3: Öffentlichkeitsbeteiligung 

 

Quelle: Abter et al. 2005, 6 

War eingangs dieses Papers viel von unkonventionellen Partizipationsformen, wie etwa Demonstra-

tionen, Flash mobs, Petitionen, die Rede, so scheinen diese in dialogorientierter Beteiligung keine 

Rolle mehr zu spielen. Dem ist aber nicht so, denn diese Formen können sowohl Ausgangs-

punkt/Initialzündung für deliberative Partizipation sein als auch während des Beteiligungsprozesses 

als Mittel der Meinungsbildung und/oder zur Stärkung bestimmter Positionen herangezogen werden. 

Ebenso kann die dialogorientiere Partizipation bottom up oder top down initiiert sein; sie braucht 

                                                           
8
 Adamer (2013, 9) bezeichnet informative und konsultative Beteiligungsformen als „Vorstufen der Partizipati-

on“ und Formen der Mitbestimmung, partielle und völlige Entscheidungsmacht als eigentliche Partizipation. 



13 

 

aber einen gewissen Grad an Formalität und Formalisierung, um schließlich in politische Entschei-

dungen einfließen zu können. Ob die Einbindung von Bürger*innen in den politischen Ausverhand-

lungsprozess eine scheinbare oder ernsthafte ist, hängt von vielen Faktoren ab, vor allem aber von 

den strukturellen Rahmenbedingungen des Beteiligungsprozesses (z. B. Finanzierung, Formalisierung, 

zeitlicher Rahmen, Verbindlichkeit). 

Trotz des bestehenden Spannungsfeldes zwischen direkt-demokratischen und dialogorientierten 

Partizipationsmodellen schließen sie einander nicht aus, wie auch die Praxis zeigt (vgl. Allianz Vielfäl-

tige Demokratie 2018, 18–21). Mittlerweile sind EU-weit und auch in Österreich zahlreiche Projekte – 

vorwiegend auf Gemeinde- und regionaler Ebene – mit Öffentlichkeitsbeteiligung umgesetzt worden 

(vgl. Abter et al. 2005; Adamer 2013; https://www.partizipation.at/praxisbeispiele.html; 

https://mehr-demokratie.at/de/direkte-demokratie-von-unten/). 

Beispiele direkt-demokratischer und deliberativer PP  

Im Folgenden sollen vier Beispiele präsentiert werden, die für verschiedene Formen direkt-

demokratischer und deliberativer institutionalisierter Partizipationsformen stehen: 

Volksbegehren und Volksabstimmung in Österreich. Volksbegehren sind ein Bottom-up-Instrument, 

das es Bürger*innen ermöglicht, Themen an das Parlament heranzutragen. Das Instrument Volksbe-

gehren ist auf Bundesebene, in den meisten Bundesländern sowie in manchen Bundesländern auch 

auf Gemeindeebene vorgesehen. Für den Antrag auf ein bundesweites Volksbegehren müssen min-

destens 0,1 Prozent der Wohnbevölkerung dieses unterstützen. Bis 1991 existierte darüber hinaus 

die Möglichkeit, ein Volksbegehren durch acht Nationalratsabgeordnete oder je vier Landtagsabge-

ordnete von mindestens drei Landtagen einzuleiten. Aufgrund der zunehmenden Instrumentalisie-

rung dieser Möglichkeit durch die politischen Parteien wurde dieser Modus jedoch wieder abge-

schafft. Unterstützen bundesweit 100.000 Wahlberechtigte ein Volksbegehren, so hat es im Natio-

nalrat diskutiert zu werden (bis 1981 waren es 200.000 Personen). Alternativ reicht auch je ein 

Sechstel der Wahlberechtigten dreier Länder, die das Volksbegehren unterstützt. Diese Bestimmung 

war aber bis heute noch nie entscheidend. (vgl. Rosenberger/Stadlmair 2014, 465) 

Das erste Volksbegehren wurde in Österreich 1964 durchgeführt („Österreichischer Rundfunk“), seit-

her können 44 (bundesweite) Volksbegehren gezählt werden. Die meisten Unterstützungserklärun-

gen erreichte 1975 das Volksbegehren „Schutz des menschlichen Lebens“ mit 762.664 Erklärungen, 

gefolgt vom letztjährigen „Don’t smoke“-Volksbegehren mit 591.400 Erklärungen. An dritter Stelle 

liegt das „Frauenvolksbegehren“ aus dem Jahr 2018 mit 247.673 Unterstützungserklärungen. Bei der 

Anzahl der endgültigen Eintragungen führt das „Konrad-Lorenz-Volksbegehren“ von 1982 (1,361.562 

Eintragungen). Auch das „Gentechnik“-Volksbegehren von 1997 erreichte weit über eine Million Ein-
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tragungen. Bei den beiden letztjährigen Volksbegehren liegt die Zahl der Eintragungen bei „Don’t 

smoke“ bei 881.692 und bei 481.959 Eintragungen für das „Frauenvolksbegehren“.9  

Trotz der hohen Anzahl der Eintragungen wurden die beiden letztgenannten Volksbegehren vor dem 

Nationalrat schnell abgehandelt. Kanzler und Vizekanzler waren bei der Behandlung des „Don’t Smo-

ke“-Volksbegehrens im Dezember 2018 nicht anwesend; bei der Behandlung des Frauenvolksbegeh-

rens fehlten dann auch Minister*innen und Staatssekretär*innen.10 Dies zeugt davon, dass auf For-

derungen von Bürger*innen nicht ernsthaft eingegangen wird und Volksbegehren ein weitgehend 

zahn- und folgenloses Beteiligungsinstrumentarium sind. Versuche via Volksbegehren politische For-

derungen durchzusetzen, blieben bislang erfolglos.11 Hier fehlt es offensichtlich am politischen Wil-

len, auf die Begehren der Bevölkerung einzugehen, was sich nicht zuletzt in den hohen Hürden für 

die verpflichtende Behandlung im Parlament und die fehlende rechtliche Konkretisierung der Art und 

Weise der Behandlung durch das Parlament/die Regierung ausdrückt. Anleihen könnten sich die poli-

tischen Entscheidungsträger etwa beim Salzburger Modell für mehr Direkte Demokratie oder bei den 

„Vorarlberger BürgerInnen-Räten“ nehmen (letztere werden weiter unten skizziert). 

Ein weiteres direkt-demokratisches Instrument ist die Volksabstimmung. Im Gegensatz zum Volks-

begehren ist sie ein Top-down-Instrument, welches vom Bundespräsidenten/ von der Bundespräsi-

dentin im Falle einer gesamten oder grundlegenden Verfassungsänderung oder von der Bundesver-

sammlung bei einer gewünschten vorzeitigen Absetzung des Bundespräsidenten/ der Bundespräsi-

dentin angesetzt wird. Bei einer gesamten Verfassungsänderung muss eine Volksabstimmung erfol-

gen, bei Teiländerungen oder bei einfachen Gesetzen kann eine solche vom Nationalrat beschlossen 

werden. Das Ergebnis der Volksabstimmung ist bindend. Bisher gab es in Österreich eine ver-

pflichtende Volksabstimmung über den Beitritt Österreichs zur Europäischen Union (1994) und eine 

fakultative Volksabstimmung über die friedliche Nutzung von Kernenergie und die Inbetriebnahme 

des Atomkraftwerks Zwentendorf (1978).12  

Das irische Referendum. Das österreichische Modell der Volksabstimmung hat – anders als das iri-

sche Referendum – also keine institutionalisierten deliberativen Momente. Das Prozedere im irischen 

Referendum sieht so aus: „Zunächst müssen beide Kammern des Parlaments (Unterhaus und Senat) 

ein Gesetz zu einer Verfassungsänderung mit einfacher Mehrheit verabschieden. Anschließend wird 

das Gesetz dann den Bürger*innen zur Abstimmung vorgelegt. Die Verfassungsänderung ist ange-

nommen, wenn eine einfache Mehrheit der Abstimmenden für die Änderung votiert, es gelten weder 

                                                           
9
 Eine Tabelle mit einer Übersicht über alle bisherigen Volksbegehren findet sich hier: 

https://www.bmi.gv.at/411/files/VB_Ranking_aktuell_April_2019.pdf [Zugriff: 29.5.2019] 
10

 Vgl. https://kurier.at/politik/inland/regierungsbank-blieb-bei-debatte-um-frauenvolksbegehren-
leer/400350832 [Zugriff: 29.5.2019] 
11

 Im „Demokratie-Aufruf 2013“ forderte daher Mehr-Demokratie.at kurz vor der Nationalratswahl 2013 die 
politischen Entscheidungsträger*innen auf, bindende direkt-demokratische Verfahren einzuführen. Im Konkre-
ten sollten Volksabstimmungen von den Bürger*innen ausgelöst werden können. Vgl. : https://www.mehr-
demokratie.at/de/demokratie2013at [Zugriff: 29.5.2019]  
12

 Vgl. https://www.bmi.gv.at/410/ [Zugriff: 29.5.2019]. 

https://www.bmi.gv.at/411/files/VB_Ranking_aktuell_April_2019.pdf
https://kurier.at/politik/inland/regierungsbank-blieb-bei-debatte-um-frauenvolksbegehren-leer/400350832
https://kurier.at/politik/inland/regierungsbank-blieb-bei-debatte-um-frauenvolksbegehren-leer/400350832
https://www.mehr-demokratie.at/de/demokratie2013at
https://www.mehr-demokratie.at/de/demokratie2013at
https://www.bmi.gv.at/410/
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ein Beteiligungs- noch ein Zustimmungsquorum.“13 Mit dieser Art des Referendums wurden 2015 die 

Homosexuellen-Ehe und 2018 die Möglichkeit des Schwangerschaftsabbruchs erreicht. Den Abstim-

mungen gingen aber in beiden Fällen umfangreiche, stark staatlich formalisierte deliberative Proze-

dere voraus.  

Seit 2012 wird vor einem Referendum ein Verfassungskonvent (Constitutional Convention) einberu-

fen, welcher zu den in einer Parlamentsresolution festgelegten Themen Änderungsvorschläge, die 

wiederum dem Parlament vorgelegt werden, erarbeitet. Der Konvent besteht aus 33 politischen Kräf-

ten, 66 Bürger*innen und einer/m neutralen Vorsitzenden.14 Seit 2016 erfolgt der Einbezug der Be-

völkerung durch die mit dem Verfassungskonvent vergleichbare Bürger*innenversammlung (Citizens‘ 

Assembly), die sich ausführlich mit politischen Themen auseinander setzen soll und für das Parlament 

Vorschläge für Verfassungsänderungen erarbeitet. Die Bürger*innenversammlung setzt sich aus per 

Zufallsmechanismus ausgewählten 99 Bürger*innen und einem neutralen Vorsitz zusammen, wobei 

eine der Bevölkerung entsprechende repräsentative Auswahl angestrebt wird.15 Wenn das Parlament 

dem Vorschlag zustimmt, kann ein Referendum durchgeführt werden.16 Daraufhin wird eine Refe-

rendumskommission (Referendum Commission) gebildet. Diese Kommission hat zur Aufgabe, ausrei-

chende Informationen zur Abstimmung aufzubereiten, diese der Öffentlichkeit zugänglich zu machen 

und die Bevölkerung zur Wahl zu motivieren.17 Finanziert wird der gesamte Prozess vom irischen 

Staat. 

Die Vorarlberger Bürger*innen-Räte18. Insbesondere die deliberativen Aspekte betreffend, ähneln 

die Vorarlberger Bürger*innen-Räte dem Modell des irischen Referendums. Die Vorarlberger Ge-

meinde Wolfurt setzte im Jahr 2006 den ersten Bürger*innen-Rat ein.19 Das Gremium eines Bür-

ger*innen-Rats besteht aus 12 bis 15 Personen, die dazu eingeladen sind, bestimmte Themen und 

Fragestellungen zu diskutieren sowie Lösungsideen zu erarbeiten. In manchen Fällen werden die 

Themen vorgegeben, in anderen Fällen liegt die Themenwahl beim Bürger*innen-Rat selbst. Die Ge-

                                                           
13

 Vgl. https://www.mehr-demokratie.de/fileadmin/pdf/volksabstimmungen_in_irland.pdf [Zugriff: 29.5.2019]. 
14

 Vgl. https://www.mehr-demokratie.de/news/2018/verfassungsreferendum-in-irland-liberalisierung-des-
rechts-auf-schwangerschaftsabbrueche/ [Zugriff: 29.5.2019]. 
15

 Vgl. https://www.citizensassembly.ie/en/About-the-Citizens-Assembly/ [Zugriff: 29.5.2019]. 
16

 Vgl. https://www.citizensinformation.ie/en/government_in_ireland/elections_and_referenda/referenda/ 
constitutional_referendum_in_ireland.html [Zugriff: 29.5.2019]. 
17

 Vgl. https://www.mehr-demokratie.de/fileadmin/pdf/volksabstimmungen_in_irland.pdf, 
https://www.refcom.ie/the-commission/who-we-are/ [Zugriff: 29.5.2019]. 
18

 Die Vorarlberger Bürger*innen-Räte sind relativ gut erforscht. Vgl. hierzu etwa Strele 2012 und Adamer 
2013.  
19

 Ziel dieses ersten Bürger*innen-Rats war es, ein neues Leitbild für die Zukunft der Gemeinde Wolfurt zu 
erarbeiten. Die 12 zufällig ausgewählten Personen einigten sich in der ersten Sitzung auf ein gemeinsames 
Thema, das ihnen wichtig war, diskutierten dieses und entwickelten daraus ein gemeinsames Statement. Vgl. 
https://www.partizipation.at/fileadmin/media_data/Downloads/Praxisbeispiele/B_rgerInnenrat_Wolfurt.pdf 
[Zugriff: 29.5.2019]. 

https://www.mehr-demokratie.de/fileadmin/pdf/volksabstimmungen_in_irland.pdf
https://www.mehr-demokratie.de/news/2018/verfassungsreferendum-in-irland-liberalisierung-des-rechts-auf-schwangerschaftsabbrueche/
https://www.mehr-demokratie.de/news/2018/verfassungsreferendum-in-irland-liberalisierung-des-rechts-auf-schwangerschaftsabbrueche/
https://www.citizensassembly.ie/en/About-the-Citizens-Assembly/
https://www.citizensinformation.ie/en/government_in_ireland/elections_and_referenda/referenda/%20constitutional_referendum_in_ireland.html
https://www.citizensinformation.ie/en/government_in_ireland/elections_and_referenda/referenda/%20constitutional_referendum_in_ireland.html
https://www.mehr-demokratie.de/fileadmin/pdf/volksabstimmungen_in_irland.pdf
https://www.refcom.ie/the-commission/who-we-are/
https://www.partizipation.at/fileadmin/media_data/Downloads/Praxisbeispiele/B_rgerInnenrat_Wolfurt.pdf
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spräche werden inhaltlich nicht angeleitet, aber mit der Methode der „Dynamic Facilitation“20 mode-

riert. Am Ende wird ein von allen Teilnehmer*innen getragenes gemeinsames Statement verfasst. 

Dies wird in einem „Bürgercafé“ der interessierten Öffentlichkeit vorgestellt, diskutiert und erwei-

tert. Schließlich werden die Vorschläge des Bürger*innen-Rats in der Sitzung einer „Resonanzgruppe“ 

– bestehend aus Vertreter*innen der Politik und Verwaltung – auf die konkrete Umsetzung geprüft 

und weiterführende Maßnahmen gesetzt. Die Teilnehmer*innen des Rats bekommen eine schriftli-

che Rückmeldung, wie die Ergebnisse verwertet werden (Land Vorarlberg 2019)21. Aus dem Beispiel 

der Vorarlberger Bürger*innen-Räte wird auch deutlich, welche Voraussetzungen für eine breite 

Einbindung der Bevölkerung allgemein und insbesondere von bislang kaum involvierten Gruppen 

gegeben sein müssen. So wirkt etwa der zeitliche Aufwand nicht auf alle gesellschaftlichen Gruppen 

gleich abschreckend und auch die kommunikativen Fähigkeiten, die eine Teilnahme attraktiver ma-

chen, sind nicht über alle gesellschaftlichen Gruppen gleichverteilt. Einladungsschreiben haben sich 

jedenfalls als zu abstrakt herausgestellt, persönliche Ansprache ist allerdings zeitaufwendig und kos-

tenintensiv. Ein weiteres Zwischenfazit aus den Vorarlberger Bürger*innen-Räten ist, dass Beobach-

ter*innen – darunter fallen auch politisch Verantwortliche – sich als kontraproduktiv erwiesen ha-

ben. Auch von einer Top-down-Verordnung von Bürger*innen-Räten wird abgeraten (Strele 2012, 

27f.). Adamer (2013, 108f.), der verschiedene Partizipationsmodelle auf die Einbindung von „schwer 

erreichbaren Gruppen“ hin evaluierte, bestätigt zwar den Versuch der Einbindung solcher Gruppen, 

sieht aber in ihnen „kein mustergültiges Gesamtbeispiel hinsichtlich der Inklusion ‚schwer erreichba-

rer Gruppen‘“ (ebd., 109).  

Den Anspruch, schwer erreichbare Bevölkerungsgruppen in den demokratischen Prozess einzubin-

den, haben auch die Entwickler*innen des Modells der Liquid Democracy. Ihr Ausgangspunkt ist die 

Nutzung neuer Kommunikationsmöglichkeiten durch das Internet für politisches Engagement, wes-

halb wir dieses Modell noch kurz vorstellen. Außerdem könnten Elemente dieses Ansatzes gute Er-

gänzungen für andere Formen von Öffentlichkeits-/Bürger*innenbeteiligung sein. Laut Jennifer 

Paetsch und Daniel Reichert (2012) wird „mit Liquid Democracy eine Gruppe von Verfahren bezeich-

net, die unter Einbeziehung digitaler Kommunikation direktdemokratische Beteiligung ermöglichen“, 

die repräsentative Demokratie ergänzen und „ein[en] Gegenentwurf zu den klassischen direktdemo-

kratischen Verfahren (z. B. Volksentscheide), die aufgrund der großen Hürden, des zeitlichen Auf-

wandes sowie der geringen Anzahl an Menschen, die tatsächlich an Vorschlägen mitarbeiten, nur 

eingeschränkt dem Demokratiedefizit entgegenwirken“ darstellen. Grundlegendes Prinzip des insbe-

sondere durch die Piratenpartei bekannt gewordenen Partizipationsverfahrens22 ist die Möglichkeit 

der individuellen und themenspezifischen Wahl des Partizipationslevels. Interessierte können sich 

                                                           
20

 Die Methode wird häufig in der Unternehmens- und Organisationsberatung angewendet und stellt eine offe-
ne moderierte Gruppendiskussion dar. 
21

 Vgl. https://vorarlberg.at/web/land-vorarlberg/contentdetailseite/-/asset_publisher/qA6AJ38txu0k/content/ 
demokratie-lebt-von-beteiligung-die-buergerinnen-raete-in-vorarlberg?article_id=131324 [Zugriff: 29.5.2019] 
22

 Vgl. https://www.piratenpartei.at/liquid-democracy/; https://wiki.piratenpartei.de/Liquid_Democracy; 
http://www.polipedia.at/tiki-index.php?page=Liquid+Democracy [Zugriff: 29.5.2019] 

https://vorarlberg.at/web/land-vorarlberg/contentdetailseite/-/asset_publisher/qA6AJ38txu0k/content/%20demokratie-lebt-von-beteiligung-die-buergerinnen-raete-in-vorarlberg?article_id=131324
https://vorarlberg.at/web/land-vorarlberg/contentdetailseite/-/asset_publisher/qA6AJ38txu0k/content/%20demokratie-lebt-von-beteiligung-die-buergerinnen-raete-in-vorarlberg?article_id=131324
https://www.piratenpartei.at/liquid-democracy/
https://wiki.piratenpartei.de/Liquid_Democracy
http://www.polipedia.at/tiki-index.php?page=Liquid+Democracy
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lediglich informieren, Ansichten und Vorschläge Anderer durch Abstimmung unterstützen, für The-

men Repräsentant*innen bestimmen, an Vorschlägen Anderer mitarbeiten oder auch eigene Vor-

schläge einbringen und sich selbst als Repräsentant*in für ein Thema melden. Dabei kann die Delega-

tion der eigenen Stimme auf verschiedenen Niveaus der Diskussion bzw. des Ausverhandlungspro-

zesses sowohl erteilt als auch wieder zurückgezogen werden. Um eine Machtkonzentration auf weni-

ge Delegierte zu vermeiden, kann die Stimme nur für ein genau definiertes politisches Ziel delegiert 

werden. Man entscheidet selbst, wann man sich selbst wie stark einbringen möchte. So soll ein „dy-

namischer Wechsel zwischen Repräsentation und direkter Beteiligung“ (Paetsch/Reichert 2012) ent-

stehen. Die große Herausforderung – so Paetsch und Reichert weiter – besteht in der Strukturierung 

des Diskurses, damit schließlich ein eindeutiger Textkorpus (z. B. Gesetzesentwurf, Stellungnahmen, 

Anträge) vorliegt, über den abgestimmt werden kann.  

Erprobt wurde diese Form der Online-Beteiligung unter anderem in der „Enquetekommission Inter-

net und Digitale Gesellschaft“ des Deutschen Bundestags.23 Im Abschlussbericht ist die Zusammen-

setzung der Enquete-Kommission wie folgt beschrieben: „Die Enquete-Kommission ‚Internet und 

digitale Gesellschaft‘ wies viele Unterschiede zu den 22 bislang eingesetzten Enquete-Kommissionen 

auf. Bemerkenswert war ihre heterogene Zusammensetzung: Unter den 17 Abgeordneten und 17 

Sachverständigen fanden sich IT-Unternehmer, Programmierer, Journalisten, Künstler und Historiker, 

Juristen, Lehrer, Wissenschaftler, Blogger, Ingenieure, Gewerkschafter und Verbandsvertreter. Insge-

samt waren 29 Berufe in der Kommission vertreten. Das Altersspektrum der Mitglieder reichte von 

34 bis 71 Jahren, das Durchschnittsalter lag bei etwa 45 Jahren. Mit neun Frauen und 25 Männern 

erreichte die Kommission einen Frauenanteil von 26,5 Prozent, der unter dem des Parlamentes mit 

32,9 Prozent lag. Elf von 17 Abgeordneten machten in der Enquete-Kommission ihre ersten parla-

mentarischen Erfahrungen, sechs Abgeordnete absolvierten bereits ihre zweite, dritte oder vierte 

Wahlperiode im Parlament. Von den Sachverständigen sammelte der überwiegende Teil erstmals 

Erfahrungen als Mitglied eines parlamentarischen Gremiums.“ (Deutscher Bundestag 2013, 6f.) Über 

den „18. Sachverständigen“ – die Bürger und Bürgerinnen – liegen kaum Informationen vor.24  

Diese parlamentarische Kommission bemühte sich von Beginn an, die Öffentlichkeit, also den 18. 

Sachverständigen, so weit und intensiv als möglich einzubinden. Hierzu wurden alle 20 Sitzungen der 

gesamten Kommission und fast alle 179 Projektgruppensitzungen live oder zeitversetzt online gesen-

det und umfassende Berichte und Protokolle online gestellt. Zur aktiven Teilnahme von Bürger*innen 

wurde eine Beteiligungsplattform enquetebeteiligung.de25 installiert. Im Abschlussbericht ist die Zahl 

                                                           
23

 Vgl. im Folgenden den Schlussbericht der Enquete-Kommission (Deutscher Bundestag 2013). Alle Berichte 
der 12 Projektgruppen sind im Online-Archiv des Deutschen Bundestages einsehbar (vgl. 
http://webarchiv.bundestag.de/cgi/show.php?fileToLoad=2944&id=1223) [Zugriff: 29.5.2019].  
24

 Mit Ende der Enquete-Kommission im Jänner 2013 sah die Bilanz der Online-Beteiligungsplattform wie folgt 
aus: 3.299 Mitglieder, 493 Vorschläge, 2.353 Kommentare, 14.588 Stimmen (Haraß 2015, 485). 
25

 Konkret wurde das Beteiligungstool adhocracy gewählt (https://adhocracy.de). Jene, die sich einbringen 
wollten – und nicht nur informieren – mussten sich mit einem Nutzernamen und einer gültigen Email-Adresse 
registrieren. 

http://webarchiv.bundestag.de/cgi/show.php?fileToLoad=2944&id=1223
https://adhocracy.de/
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der Teilnehmenden bis zum Ende der Enquete mit rund 3.250 Personen beziffert und „blieb damit 

insgesamt hinter den Erwartungen zurück“ (ebd., 9). Weiters heißt es dort: „Die Zahl der Besucher 

lag bei etwa 30 000. Die Anzahl der Aktionen, also der Bewertungen, Textbearbeitungen etc., betrug 

rund 80 000. Bei den Abstimmungen lagen die Beteiligungszahlen oft im ein- oder zweistelligen Be-

reich.“ (ebd.) Über den Nachrichtendienst Twitter konnten an die 7.000 Bürger*innen informiert 

werden und am Diskussionsprozess teilhaben. Insgesamt wird die Teilhabe aber als „überschaubar“ 

betrachtet. Die Reflexionen der 17 Sachverständigen und der Politiker*innen – ebenfalls veröffent-

licht im Schlussbericht – zeigen die Herausforderungen, die für die Bürger*innen und mit gelebter 

Öffentlichkeitsbeteiligung allgemein verbunden sind. Angeführt werden hier unter anderem: die 

Schwierigkeit für Bürger*innen, Änderungsvorschläge für veröffentlichte Texte einzubringen; eine 

Überforderung26 der Expert*innen, sich mit Bürger*innenvorschlägen zu beschäftigen; die Sicherstel-

lung von Pluralität und Qualität; eine teilweise Behinderung der Offenheit bzgl. eigener Ansichten 

durch den hohen Öffentlichkeitsfaktor; die teilweise Unklarheit bzgl. des Ziels des Prozesses; die 

mangelnde Klarheit bzgl. der letztendlichen Entscheidungsträger*innen; der zu geringe Bekannt-

heitsgrad der Beteiligungsplattform (Medien berichteten nicht darüber) (vgl. Deutscher Bundestag 

2013, 18–40). 

Fazit: Weitere Forschungsfragen 

Die wissenschaftliche Literatur zu PP ist umfassend und nahezu unüberschaubar. Dennoch gibt es 

gerade in den Themenfeldern/Bereichen der formellen und informellen PP, der konstatierten Politik-

verdrossenheit und der praktischen Umsetzung von partizipativer Demokratie Forschungsbedarf. 

Effekte des politischen Rechtsrucks auf PP 

Vor dem Hintergrund des in ganz Europa feststellbaren Rechtsrucks stellt sich die Frage, inwiefern 

sich dies in der PP niederschlägt. So hat etwa die Studie von Torcal et al. (2016) ergeben, dass links-

orientierte Menschen mehr unter rechten als unter linken Regierungen protestieren, aber auch jene 

sind, die ebenso unter linken Regierungen häufiger auf die Straße gehen. Angesichts des beobacht-

baren starken Zulaufs bei öffentlichen Kundgebungen rechter/rechtsextremer Gruppen (Stichwort: 

Pegida, AfD, Identitäre) lässt sich fragen, ob dieses Ergebnis von Torcal et al. nach wie vor Gültigkeit 

hat oder ob durch den allgemeinen politischen Rechtsruck zum einen im Aufwind der Rechten eine 

Chance der Durchsetzung rechter/rechtsextremer Ideologien gesehen wird und zum anderen die 

                                                           

26
 Die Überforderung bestand vor allem aufgrund der fehlenden zeitlichen Ressourcen, die es nicht gestattete, 

die Vielzahl von außen eingebrachter Vorschläge genauer zu prüfen. Die Stellungnahme von Jeanette Hofmann, 
eine der Sachverständigen, verdeutlicht dies: „Die Institution des 18. Sachverständigen schien mir jedoch mehr 
ein Ritual zu sein. Für mich selbst muss ich sagen, dass ich die Beiträge von außen kaum in meine Arbeit einflie-
ßen lassen konnte, da ich zu sehr mit dem Schreiben beschäftigt war. Ich habe es schlicht nicht geschafft, mich 
intensiver mit den Vorschlägen, die im Rahmen von Adhocracy entwickelt wurden, auseinanderzusetzen. Das 
war eine Komplexitätsstufe zu viel für mich.“ (Deutscher Bundestag 2013, 24) 



19 

 

„Bekennungsbereitschaft“ gestiegen ist. Beides könnte die Teilnahme an Demonstrationen und an-

deren Formen der PP erhöhen. Kurzum:  

 Gibt es empirische Belege dafür, dass sich der Ärger über das vorherrschende politische Sys-

tem bei rechts/rechtsextrem eingestellten Personen in einer Zunahme (in)formeller PP nie-

derschlägt? Und wenn ja, welche Partizipationsformen werden vorzugsweise genutzt?  

 Sind Veränderungen des politischen Verhaltens entlang der politischen Orientierung quanti-

tativ feststellbar? 

Zusammenhang von Frustrationseffekten und PP 

Eng mit den eben ausgeführten Fragen zu den Effekten des Rechtsrucks verknüpft ist die Frage nach 

dem Zusammenhang von Frustrationseffekten und PP. Da dieser bislang noch sehr wenig erforscht 

ist, bleiben hinsichtlich Politikverdrossenheit und PP viele Fragen offen: 

 Welche Gruppen politikverdrossener Bürger*innen sind es, die sich besonders motiviert oder 

unmotiviert für PP zeigen? 

 Welche (positiven) Einflüsse haben direkt-demokratische und deliberative Beteiligungsmög-

lichkeiten auf Frustrationen im bzw. mit dem Modell repräsentative Demokratie?  

 Welche Effekte zeitigen partizipatorische Aktivitäten, die nicht die gewünschte Veränderung 

einer bestimmten Policy herbeiführen konnten? Wie können negative Effekte abgefedert 

werden? 

Good-Practice-Modelle deliberativer PP 

Direkt-demokratische und repräsentative politische Beteiligung sind im Vergleich zu den dialogorien-

tierten Formen weitaus besser erforscht (vgl. Rosenberger/Stadlmair 2014). Paetsch und Reichert 

(2012) konstatieren ebenfalls einen Mangel an Studien sowie einen Mangel an Erfahrungen in Hin-

blick auf Liquid Democracy. Aufschlussreich und instruktiv für das Ziel, PP auszubauen, könnten daher 

internationale Good-Practice-Modelle deliberativer (und direkt-demokratischer) Partizipation sein. 

Wie weiter oben konstatiert, stehen die Förderung und der Ausbau partizipativer Demokratie im 

Spannungsfeld direkt-demokratischer Partizipation, repräsentativer Demokratie und dialogorientier-

ter Öffentlichkeitseinbindung. Es stellen sich daher u. a. folgende Fragen:  

 Wo gibt es international vielversprechende Modelle für eine partizipative Demokratie auf na-

tionaler Ebene? Inwiefern können sie im österreichischen Kontext Vorbild sein? 

 Welche Formen von PP sollen auf nationaler Ebene ausgebaut werden, direkte oder delibera-

tive Beteiligungsformen? 

 Welche Formen der PP können die Input- (und Output-)Legitimität am besten steigern? 

 Führt direkt-demokratische und/oder deliberative PP tatsächlich zu faireren Ergebnissen und 

zu mehr sozialer Gerechtigkeit? Wer profitiert also von einem Mehr an PP?  

 Mit welchen Formen gelingt es besser, schwer zu erreichende Gruppen und/oder rechtlich 

ausgeschlossene Gruppen in den politischen Prozess zu involvieren? 
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 Und nicht zuletzt, was braucht es, um PP wirksam werden zu lassen? Welche strukturellen 

Rahmenbedingungen müssen gegeben sein, damit die in PP gesetzten Erwartungen und Ziele 

erfüllt werden? 

Eine zukünftige Studie zu diesen Themen/Fragen könnte zum einen eine quantitative Teilauswertung 

der umfangreichen und regelmäßig durchgeführten Surveys, wie dem European Social Survey (ESS), 

der European Election Studies (EES) oder dem Eurobarometer (Standardsurveys und Flash Euroba-

rometer), im Kontext der politischen Entwicklungen, wie sie sich unter anderem in den verschiede-

nen Partizipations- und Demokratieindizes abbilden, durchführen. Die länderübergreifenden Surveys 

ermöglichen aufgrund der für alle Länder gleichen und über lange Zeiträume gleichbleibenden Fra-

gebatterien Länder-Vergleiche sowie Aufschluss über Veränderungen. Der zweite wesentliche me-

thodische Zugang besteht in der Literaturanalyse sowohl quantitativer als auch qualitativer Studien 

zur PP. Die Recherche von Good-Practice-Modellen direkt-demokratischer und deliberativer PP wür-

de auf online zugängliche Beschreibungen und Analysen fokussieren, wobei jene detailliert darge-

stellt werden sollen, die die in dieser Studie identifizierten Problemlagen von PP adressieren und die 

auf Modelle rekurrieren, die auf nationaler Ebene erprobt wurden. 

Der kurze Einblick in die österreichischen Gegebenheiten institutionalisierter (deliberativer) PP hat 

gezeigt, dass zwar auf regionaler Ebene neue Wege beschritten werden, aber national betrachtet 

deliberative und direkt-demokratische Beteiligungsformen nahezu inexistent bzw. zahnlos sind. Eine 

zukünftige Studie könnte Wege aufzeigen, wie der Souverän stärker ins politische Geschehen einge-

bunden werden kann.  
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